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BILDUNGSFINANZIERUNG

Kein Wolkenkukucksheim
Das von der GEW entwickelte Steuerkonzept zeigt, wie man 

Mehrausgaben für Bildung finanzieren kann 

Im Vorfeld der Bundestags-
wahlen haben Expert_innen der 
Gewerkschaften ein Steuerkon-
zept entworfen, das zu deutlich 
mehr Steuereinnahmen führt, 
das Bezieher_innen hoher Ein-
kommen, Unternehmer_innen 
und Vermögende stärker zur 
Finanzierung öffentlicher Auf-
gaben heranzieht und das Durch-
schnittsverdiener_innen stärker 
entlastet. Die GEW hat sich die-
ses Konzept zu eigen gemacht 
und widerlegt damit, dass es zum 
Kaputt-Sparen keine Alternative 
gibt. 

Auch in Gesprächen mit Kol-
leg_innen wird immer wieder 
die Frage gestellt, wie man denn 
das Mehr an Ressourcen, die die 
GEW für die Bildung fordert, 
bezahlen solle. Im häuslichen 
Rahmen könne man ja auch nur 
das Geld ausgeben, das vorher 
verdient wurde. Die vorigen Ge-

nerationen haben über ihre Ver-
hältnisse gelebt und wir müssen 
jetzt eben sparen usw. Ähnliche 
Argumentationen sind uns allen 
bekannt. Um dafür und für Ge-
spräche über die Finanzierung 
von Bildung gerüstet zu sein, 
hat die GEW Bund Hamburg am 
17.9.13 eine Veranstaltung mit 
Gunter Quaißer, Ökonom und 
Bildungsforscher, durchgeführt, 
auf der er uns das Steuerkonzept 
der GEW erläutert hat. Einige 
grundlegende Erkenntnisse aus 
dieser Veranstaltung kann man 
in jeder Diskussion, in der es um 
Bildungsinanzierung geht, gut 
gebrauchen.

Strukturelle Unterfinanzie-
rung öffentlicher Bereiche

Dass Deutschland über sei-
ne Verhältnisse gelebt hat, ist 
schlichtweg falsch. Die durch-
schnittliche jährliche Wachs-

tumsrate der gesamt-
staatlichen Ausgaben 
im Zeitraum von 
1998 bis 2008 ist 
nach Abzug der In-
lationsrate sogar 
um 0,2% gesunken, 
d.h. – 0,2% (nominal 
1,4%). Der Durch-
schnitt der alten EU-
Länder gab dreimal 
so viel aus. Kein 
Wunder, dass auch 
die Bildungsausga-
ben in Deutschland 
im internationalen 
Vergleich unter dem 
Durchschnitt der 
OECD-Länder lie-
gen, nämlich der-
zeit bei 5,3% des 
Bruttoinlandspro-
duktes (BIP). Wenn 
Deutschland den 

Anschluss an das europäische 
Spitzenniveau nicht verlieren 
will, müssen die Ausgaben für 
Bildung und Wissenschaft auf 
sieben Prozent erhöht werden. 
Diese Erhöhung wurde bereits 
2008 auf dem Bildungsgipfel 
von Bund und Ländern beschlos-
sen, bis 2015 sollten die Ausga-
ben sogar bis auf zehn Prozent 
vom BIP steigen.

Seit 2000 sind durch Steu-
errechtsänderungen erhebliche 
Einnahmeausfälle entstanden, 
beginnend mit der rot-grünen 
Bundesregierung, die den Ein-
kommensspi tzens teuersa tz 
drastisch gesenkt und den Un-
ternehmenssektor entlastet hat, 
über die Große Koalition und die 
Schwarz-Gelbe, die die reichen 
Haushalte und den Unterneh-
menssektor weiter begünstigt 
haben. So sind seit 2000 Einnah-
meausfälle von 400 Milliarden 
Euro entstanden, durch die die 
Staatsverschuldung und die da-
mit verbundenen Zinszahlungen 
hätten vermindert werden kön-
nen. 

Eine Folge dieser Steuerpoli-
tik ist nicht nur die geschwächte 
Einnahmesituation der öffent-
lichen Hand, auch die zuneh-
mende Ungleichverteilung der 
Einkommen und Vermögen liegt 
darin begründet.

Die Einkommens- und
Vermögensschere öffnet sich 
immer weiter

50 Prozent aller Personen über 
16 Jahren in Deutschland verfü-
gen über so gut wie kein Vermö-
gen, während die reichsten 10 
Prozent mehr als 60 Prozent des 
gesamten Vermögens besitzen. 
Ähnlich sieht es bei der Einkom-
mensentwicklung aus. Seit 1999 
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verringerte sich das Jahresein-
kommen für das ärmste Zehntel 
der Bevölkerung um fast 10 Pro-
zent. 50 Prozent der Bevölke-
rung verfügen seit 1999 über ein 
verringertes Jahreseinkommen. 
Weitere 40 Prozent der Bevöl-
kerung haben innerhalb von 10 
Jahren eine minimale Steigerung 
des Einkommens bis zu 3 Pro-
zent zu verzeichnen. Das reichs-
te Zehntel der Bevölkerung hat 
seit 1999 eine Steigerung um fast 
17 Prozent ihrer Einkommen zu 
verzeichnen.

Konsequenz: Umsteuern
Das Steuerkonzept der GEW 
verfolgt drei Ziele: 
-  Keine Steuerausfälle, sondern 

Mehraufkommen erzielen, das 
für die dringend erforderlichen 
Ausgabensteigerungen der öf-
fentlichen Aufgaben – wie z. B. 
Bildung – eingesetzt wird. 

-  Die Durchschnittsverdienerin-
nen und -verdiener sollen entla-
stet werden, damit der Abstand 
zwischen Arm und Reich sich 
verringert.

-  Bezieherinnen und Bezieher 
von hohen Einkommen, Unter-
nehmer und Vermögende sollen 
wieder stärker an der Finanzie-
rung öffentlicher Aufgaben be-
teiligt werden.
Daraus entstand ein Steuer-

konzept mit fünf Komponenten: 
Lohn- und Steuerreform, Unter-
nehmenssteuerreform, Vermö-
gensbesteuerung, effektiverer 
Steuervollzug und Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer. 
Im Einzelnen ist dieses Konzept 
auf der Internetseite der GEW 
(www.gew.de/Steuerkonzept_
der_GEW_solidarisch_und_ef-
fektiv.html) zu inden. Auf drei 
Aspekte des Konzepts möchte 
ich eingehen, weil sie auch für 
Nicht-Expert_innen in Diskus-
sionen zur Steuerpolitik zu ge-
brauchen sind.

Deutschland ist seit 1997 
eine Vermögensoase 

Seit 1997 wird in Deutschland 
keine Vermögenssteuer mehr er-

hoben. Grund dafür ist ein Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts, 
das die damalige Regelung als 
nicht gerecht beurteilte. Die Ver-
mögenssteuer kann sofort wie-
der eingeführt werden, wenn das 
Geldvermögen gegenüber dem 
Immobilienvermögen nicht dis-
kriminiert wird. D.h., auch das 
Vermögen an Immobilien, auf 
Grundlage einer marktgerechten 
und aktuellen Bewertung, soll 
nach Vorstellung der GEW mit 
1 Prozent besteuert werden. Da-
bei gibt es einen Steuerfreibetrag 
von 500 000 Euro pro Familie. 
Übrigens fällt das Eigenheim 
nicht unter das Immobilienver-
mögen. Diese Besteuerung wür-
de jährlich Mehreinnahmen von 
ca. 20 Milliarden Euro ergeben.

Mehr Steuer- und
Betriebsprüfer

In Deutschland werden Steu-
erzahler_innen insofern unter-
schiedlich behandelt, als dass den 
Beschäftigten die Steuer gleich 
vom Bruttolohn abgezogen wird, 
während bei Unternehmen und 
Vermögensbesitzern eine De-
klaration ihrer Einkünfte beim 
Finanzamt zur Grundlage der 
Steuererhebung gemacht wird. 
Bei der zweiten Methode gibt 
es sehr viel mehr Möglichkeiten 
der Steuervermeidung, wenn 
nicht Steuer- und Betriebsprüfer 
der Sache auf den Grund gehen. 
2011 wies die Süddeutsche Zei-
tung darauf hin, dass gerade in 
Bayern und Baden-Württemberg 
immer weniger Steuerprüfer un-
terwegs seien und in Hamburg 
besonders häuig auf Prüfung der 
Vermögensmillionäre verzichtet 
würde. Es fehlten mehr als 3000 
Beschäftigte. (SZ, 4.3.2011)

„Ran an die Reichen“,
so betitelt DIE ZEIT am 

17.10.2013 ihren Artikel, der 
deutlich macht, dass laut Interna-
tionalem Währungsfonds (IWF) 
die Reichen durch die jetzigen 
Steuersysteme mehr geschont 
werden als früher. Nach Schät-
zungen des IWF liegt der ideale 

Spitzensteuersatz bei 55 bis 70%.
Noch unter der Regierung Kohl 
lag der Spitzensteuersatz bei 
53%, jetzt sind wir inklusive der 
Reichensteuer (45% ab einem 
Einkommen von ca. 250 000 
Euro) bei 45% gelandet. Wenn 
die GEW in ihrem Steuerkonzept 
einen Spitzensteuersatz von 53% 
fordert, der erst ab einem zu ver-
steuernden Einkommen von ca. 
70 000 Euro jährlich gilt und alle 
anderen darunter entlastet wer-
den, so bewegt sie sich also nicht 
in utopischen Regionen.

Intelligente Steuererhöhungen 
können so langfristig zu einem 
Abbau der Schulden und zu 
ausreichenden Mitteln für die 
öffentlichen Aufgaben führen. 
Wenn der Zugang zu guter Bil-
dung für alle gesichert werden 
soll, so ist hier der Staat gefor-
dert. Sozialausgaben und Bil-
dungsinanzierung sind keine 
„Übel“, sondern dienen der At-
traktivität und Zukunftsfähigkeit 
eines Landes. 

Große Koalition – was haben 
wir zu erwarten?  

Sollte es zu einer Großen Ko-
alition kommen, muss stark be-
zweifelt werden, dass es tatsäch-
lich zu einer Umsteuerung in der 
Steuerpolitik und damit zu mehr 
Mitteln für die Bildungsinanzie-
rung kommt. In dem 10-Punkte-
Plan der SPD für die Koaliti-
onsverhandlungen mit der CDU 
indet man die Forderungen 
nach einer gerechteren Bildung 
an achter Stelle. Die Forderung 
nach einer Steuererhöhung indet 
sich nicht in diesem 10-Punkte-
Plan. Die Parteispitzen Andrea 
Nahles und Sigmar Gabriel be-
mühen sich zwar zu versichern, 
dass diese Forderung nicht vom 
Tisch sei, über eine Finanzierung 
ihrer Forderungen müsse später 
gesprochen werden. Doch eine 
grundsätzliche Wende, die die 
Öffnung der Schere zwischen 
Arm und Reich verkleinern 
könnte, ist so nicht einzuleiten.
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